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SOLIDARISCH UND SELBSTBESTIMMT

DIE NEUEN CHANCEN DES SOZIALSTAATS

Wachstum, Klima, Finanzen, Migration: Die Krisen  

markieren das Ende der Alternativenlosigkeit und  

bieten die Möglichkeit einer umfassenden Neuorientierung.
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Der Sozialstaat muss bunter, vielfältiger 
werden, ohne die gleiche Teilhabe aller 
zu gefährden. Es braucht also eine 
Gesamtschule, die individuelle Fähig-
keiten fördert; ein öffentliches Ver-
kehrsnetz, damit die Einzelnen flexibel 
und individuell mobil sein können; ein 
Gesundheitssystem, das allen, nicht nur 
den Erste-Klasse-PatientInnen beste 
Gesundheitsversorgung bietet. 

Diese Vision eines guten Lebens für alle 
war immer umkämpft: Weder das Ver-
bot von Kinderarbeit noch das Recht auf 
bezahlten Urlaub wurden freiwillig zuge-
standen. Heute untergraben Neoliberale 

Der Sozialstaat war die zentrale  
soziale Innovation des 20. Jahr- 
hunderts. Erstmals war bei uns  

ein gutes Leben nicht länger einer kleinen  
Minderheit vorbehalten, sondern Gesund- 
heit, Bildung und Altersvorsorge für alle 
sollten nach den zwei großen Kriegen 
sozialen Zusammenhalt schaffen und 
den Glauben an „nie wieder Faschismus“ 
Wirklichkeit werden lassen. 

Heute scheint der Sozialstaat in die 
Jahre gekommen. Kritik kommt nicht 
nur von Neoliberalen, sondern auch von 
links, insbesondere was bürokratische 
und bevormundende Strukturen betrifft. 

Wir erzählen in dieser Broschüre eine 
kleine Geschichte des österreichischen 
Sozialstaats – der vielen Erfolge, der 
hartnäckigen Kämpfe und der ver- 
bleibenden Schwächen.

Die österreichischen Grünen haben 2014  
auf ihrem Bundeskongress einen sozial- 
politischen Leitantrag mit dem Titel  
„Selbstbestimmt und solidarisch in  
einer Welt im Wandel“ beschlossen.  
Der Antrag ist bestimmt von der Über-
zeugung, dass es wesentliche Grundlage 
solidarischer Politik ist, „die Vielfalt 
unserer Gesellschaft und unterschied- 
liche Lebensentwürfe zu respektieren“.  

So wie es ist, wird es nicht bleiben. Es gibt Alternativen, gelungene Beispiele und große Visionen,  
wie im 21. Jahrhundert ein gutes Leben für alle möglich wird.

vorwort
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die finanzielle Basis des Sozialstaats, 
rechte Parteien diskriminieren nach 
Ethnie und Pass, und beide nutzen die 
Flüchtlingstragödie, um ihre alten Ideen 
von Ausgrenzung und Stigmatisierung 
umzusetzen. Zuerst die Senkung der 
Mindestsicherung für Schutzberechtigte, 
dann für alle – so der Plan. 

Doch dagegen steht die alte solidarische 
Vision, Herausforderungen gemeinsam 
zu lösen. 

Was könnte besser sein, als gemeinsam 
und demokratisch soziale Sicherheit zu  
gestalten? Es geht schließlich um existen- 
tielle Fragen, die nicht nur häufig über 
Leben oder Tod von Individuen entschei-
den, sondern auch für die Gesellschaft 
als Ganzes von weitreichender Bedeu-
tung sind. Sozialstaat reduzierte sich nie 
auf staatliche Bürokratien, immer kam 
der Zivilgesellschaft in der Leistungs-
erbringung eine Schlüsselrolle zu. Heute 
mehr denn je. Sozialstaat bedeutet aber 
Abkehr von der Privatisierung sozialer 
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Sicherheit und ermöglicht, Ausgrenzung  
und Zwei-Klassen-Strukturen zu verhin-
dern – sowohl in der Schule als auch im  
Spital. Sozialstaat als öffentliche Aufgabe  
ermöglicht weiters demokratische Ent-
scheidungen darüber, wie die Lebens-
qualität der Einzelnen ebenso gesichert 
werden kann wie das wirtschaftliche 
Wohlergehen des ganzen Landes. 

Noch 2011 hat der Milliardär Warren Buffet  
(bedauernd) davon gesprochen, der 
Klassenkampf sei von seiner Klasse ge- 
wonnen worden. Doch fünf Jahre nach 
dieser Feststellung mehrt sich der Wider- 
stand: Steueroasen werden nicht mehr 
achselzuckend hingenommen, unbe-
steuerte Konzerngewinne und fehlende 
Vermögenssteuern erscheinen als das, 
was sie sind: leistungslose Privilegien. 
Vielleicht schaffen ja die Panama Papers 
endlich, was die Finanzkrise von 2008 
noch nicht geschafft hat. 

Auf jeden Fall scheint die Zeit reif für 
einen neuen großen Wurf, hin zu einem 

solidarischen Gemeinwesen mit selbst-
bestimmten Individuen. Die Krisen der 
letzten Jahre haben das Bewusstsein 
gestärkt, dass die selbstbestimmte Le-
bensgestaltung der großen Mehrheit der 
Menschen in unserer Gesellschaft von 
einem solchen solidarischen Gemeinwe-
sen abhängt. Deshalb können weder die 
kleine vermögende Oberschicht noch 
der Klub der reichen Staaten dieses  
Planeten aus ihrer Verantwortung ent- 
lassen werden. Denn ein moderner, 
gerechter, nachhaltiger und vielfältiger 
Sozialstaat ist weiterhin für 99% der 
Bevölkerung die beste Garantie einer 
selbstbestimmten und freien Zukunft.

Download grüner Leitantrag: 
https://www.gruene.at/partei/ 
programm/gruene-teilprogramme/ 
gruener-leitantrag-soziales-2014.pdf

Mit der kapitalistischen Produktion 
ändern sich auch die Arbeits- und 
Lebensbedingungen der Bevölke-
rung. Die staatliche Steuerung der 
„Arbeiterfrage“ ersetzt private Für- 
sorge. Neben einem Gesetz, das 
Kinderarbeit und Frauen-Nacht-
arbeit verbietet und die maximale 
Tagesarbeitszeit auf 11, später 10 
Stunden festlegt, werden auch Unter- 
stützungsmaßnahmen bei Arbeits-
ausfall notwendig. Österreich wird  
Vorreiter im europäischen Arbeiter-
Innenschutz durch die Einführung 
von Kranken- und Unfallversiche-
rung und einer Pensionsvorsorge 
für Angestellte.

1887-1906: aus der
Armenfürsorge  
entstehen erste 
Sozialleistungen
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Als verrückt gilt heute, was viele Jahre lang aus der öffentlichen Debatte verdrängt wurde: „Madness“, „ridiculous“, „Just 
Foolishness“, so die Kommentare zu Donald Trumps Vorstößen, den Freihandel massiv einzuschränken. Verrücktheiten von 
rechts kommen auch von Front National, AfD oder PiS in Polen und machen selbst vor Massenabschiebungen und Handels- 
und Kulturkriegen mit China und „dem Islam“ nicht halt. Glauben wir den Berichten, dann kommen die Verrückten aber 
auch von links.  p Von Andreas Novy und Georg Maißer

der aufstieg der narren  
und die rückkehr der vernunft
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Neben Bernie Sanders, dessen 
Forderungen nach bezahlter  
Elternzeit, gesetzlicher Kranken- 

versicherung und freier Hochschulbildung 
die amerikanische Volkswirtschaft in 
„ernste Gefahr“ brächten, „fantasiert“  
in Großbritannien Jeremy Corbyn von 
einer gerechteren Gesellschaft und be-
reitet damit Pulitzerpreisträgerin Anne 
Applebaum schlaflose Nächte.  
 
TINA ist am Ende  
 
Ist es wirklich sinnvoll, alle, die etablierte 
Wahrheiten anzuzweifeln beginnen, als  
verrückt abzukanzeln? Ist es nicht viel- 
leicht besser, genauer hinzusehen, warum  
heute überall Personen, Parteien und 
Gruppierungen mit Forderungen auf-
treten, die noch vor wenigen Jahren 
undenkbar waren? Sind die herrschenden 
Meinungen vielleicht gar nicht so ver-
nünftig, sondern vor allem opportun für 
die, die heute Geld und Einfluss haben? 
Tatsache ist, dass die Narren – von rechts 
und links – trotz aller Bemühungen, an 

der Trennlinie zwischen Vernunft und 
Wahn festzuhalten, enormen Zuspruch 
bekommen. 
 
Könnte dieser Zuspruch nicht gerade da- 
mit zu tun haben, dass das, was in den ver- 
gangenen Jahren als Vernunft definiert  
wurde, zunehmend zu einem Dogma  
verkommen ist? Als vernünftig galt die  
Einsicht, „There is no alternative“ (TINA)  
zu einer neoliberalen wirtschaftlichen 
Globalisierung mit Finanzmärkten, 
Sozialdumping und Steueroasen. Doch 
wenn der vermeintlich „einzig vernünf-
tige“ Weg zu immer mehr Ungleichheit, 
zu immer größerer Verunsicherung und 
immer prekäreren Arbeitsverhältnissen 
führt, dann steigt die Versuchung, es 
anders zu machen, auch wenn es als 
unvernünftig bezeichnet wird. War TINA  
nach dem Desaster des Staatssozialismus 
plausibel, so erscheint eine Welt, in 
der die Einzelnen schutzlos globalen 
Marktkräften ausgesetzt sind, zuneh-
mend bedrohlich – und definitiv nicht 
vernünftig. Spätestens seit der großen 

Krise 2008 klingen die Versprechungen 
der liberalen wirtschaftlichen Globa-
lisierung hohl. Dies erklärt auch die 
Sehnsucht nach Heimat, wie sie uns im 
aktuellen Präsidentschaftswahlkampf 
von Plakaten entgegenblickt. Vertraut-
heit und Schutz sind verständliche 
Wünsche in einer Welt im Umbruch.  
 
Die Stunde der Antiliberalen? 
 
Während seit Ende des Kalten Krieges 
Zäune und Grenzen in Europa nur noch 
Relikte vergangener Zeiten darstellten, 
werden heute erneut Zäune errichtet 
und Mauern gefordert. Der Weg zurück 
zum isolationistischen Nationalstaat 
und zur Ausgrenzung von Fremden und 
Andersdenkenden droht nicht nur, er 
wird umgesetzt – vor unserer Haustür 
in Ungarn und in Polen. Die Stunde der 
Antiliberalen scheint gekommen: Orban 
stimmt den Abgesang der liberalen De-
mokratie an, kritisiert die Globalisierung 
und stigmatisiert Arme und Roma. Sein 
autoritäres Modell bietet all denjenigen 
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gleichzeitig TINA kritisiert. Da helfen 
die linken „Narren“, von Bernie Sanders 
bis Podemos, die die neoliberale Politik 
des Mainstreams als eine wesentliche 
Ursache des Aufstiegs der Rechten ent- 
larven. Weltoffenheit und Internationalis-
mus dürfen nicht gleichgesetzt werden 
mit einer Welt, in der Konzerne Geld 
und Waren ungehindert und steuerfrei 
um den Globus schicken, während 
gleichzeitig Zäune und Grenzen Migrati-
on unterbinden. Die Narren laden  

Sicherheit und Heimat, die sich fleißig 
und ehrlich der richtigen Wertegemein- 
schaft unterordnen. Die Kritik der Rechten  
fußt wesentlich auf einer Kritik der 
neoliberalen Globalisierung und einer 
Zivilisation auf Grundlage universeller 
Menschenrechte. Ein globaler Kultur-
kampf wird herbeiredet – mit unabseh-
baren Folgen.  
 
Gegen diese Antiliberalen braucht es 
eine solidarische Alternative, die aber 

uns also ein, Vernunft neu zu denken: 
Die Chance der aktuellen Krise besteht 
darin, sich von der neoliberalen wirt-
schaftlichen Globalisierung zu verab-
schieden, ohne Internationalismus und 
Solidarität über Bord zu werfen. Mit 
dem Ende der Alternativenlosigkeit ist 
es wieder möglich, gemeinsam ernst-
haft zu überlegen, in welcher Welt wir 
leben wollen.  
 
TAMARA ist zurück
 
Es geht nämlich auch anders; und ange- 
sichts der antiliberalen Radikalisierungen 
muss es rasch anders werden. Europa 
darf nicht zu einer Festung der Reichen 
verkommen, die meint, ihr Wohlstand 
sei nur gesichert, wenn Andersdenkende 
und Schutzsuchende bekämpft werden. 
Gerade weil antiliberale Kräfte Spaltung 
und Hass verbreiten, braucht es den 
Charme von TAMARA („There are many 
and real alternatives“). Nach dem Zwei-
ten Weltkrieg war der Wohlfahrtsstaat 
die Antwort auf Krieg und Rassismus. 
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Für Jahrzehnte brachte er in Westeuropa  
soziale Sicherheit, Gesundheit, Bildung 
und Altersvorsorge, sprich ein gutes 
Leben für viele. Solidarität und sozialer 
Zusammenhalt sind aber auch heute die 
vernünftigste Alternative zu Spaltung 
und sozialem Abstieg. Der Neoliberalis-
mus hat all diese Errungenschaften 
untergraben und bereitet – wie in den 
1920er Jahren – den Boden für Rechts-
extremismus. Deshalb sind die Parteien 
der Nachkriegszeit heute allesamt 
diskreditiert. 
 
Zum Glück gibt es viele solidarische 
Alternativen von unten, die nur darauf  
warten, systematisch und flächendeckend 
umgesetzt zu werden: Schulen, in denen 
nicht nach Herkunft und Ethnie selektiert 
wird, Reparaturnetzwerke, die Grundlage 
einer regionalen Kreislaufökonomie 
werden, und interkulturelle Projekt, in 
denen in Vielfalt friedlich zusammen-
gelebt wird. Solche Alternativen 
schaffen Sicherheit und Schutz, indem 
Menschen füreinander sorgen und ge-

meinsam ihr Zusammenleben gestalten 
– solidarisch und selbstbestimmt. Das 
mag für Neoliberale verrückt klingen, 
ist aber heute wohl die vernünftigste 
Antwort in verunsichernden Zeiten.  

 
Georg Maißer ist verantwortlich für die 
Medienarbeit der Grünen Bildungswerk-
statt. 

Andreas Novy leitet das Institute for 
Multi-Level Governance and Develop-
ment an der WU und ist Obmann der 
Grünen Bildungswerkstatt. 
 
 

ArbeiterInnen gestalten die erste 
Republik mit und beeinflussen  
den Ausbau der staatlichen Sozial-
leistungen. Der 8-Stunden-Tag  
wird eingeführt, es entsteht An-
spruch auf bezahlten Urlaub und 
Feiertagsruhe. Die Mitwirkung von 
Gewerkschaften und Betriebsrät-
Innen wird gesetzlich verankert.
 
1920 erhalten Arbeitslose erstmals 
Geld aus einer Versicherung. Schon 
damals präferiert Österreich ein 
konservatives Sozialsystem, dessen 
Leistungen an Erwerbstätigkeit 
gekoppelt sind.

1918-1920: 
Der Sozialstaat  
entsteht
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Wirtschaftliches Wachstum und wachsender Wohlstand galten lange Zeit als zwei Seiten einer Medaille. Insofern erschien 
auch das Wachstum des Bruttoinlandsproduktes (BIP) als geeigneter Wohlstandsindikator – je stärker das Wachstum des 
BIP, desto günstiger die Bedingungen für die Erhöhung des Wohlstands.  p Von Norbert Reuter

wohlstand  
ohne wachstum
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Inzwischen ist es fast schon ein All-
gemeinplatz, dass das BIP Wohlstand 
nur sehr unzureichend widerspiegelt, 

vor allem wenn es um die Beurteilung der 
Situation in fortgeschrittenen Industrie-
gesellschaften geht. Mehr und mehr 
wird auch deutlich, dass „Wohlstand“ 
und seine Bestimmung wesentlichen 
Veränderungen in der Zeit unterliegen. 

Die zwei Gesichter des Wachstums

Offensichtlich sind im Zuge des wirt-
schaftlichen Wachstumsprozesses zwei  
gegenläufige Entwicklungen zu be-
obachten: Zum einen wachsen mit der 
Steigerung der Wirtschaftsleistung die 
Möglichkeiten, mehr Waren und Dienst-
leistungen zu nutzen. Je niedriger das 
Einkommens- und Produktivitätsniveau 
ist, desto höher ist bei einer Steigerung 
des BIP tendenziell der Wohlstandsge-
winn. Mit zunehmender Befriedigung 
grundlegender Bedürfnisse sinkt aller-
dings der Nutzen zusätzlicher Waren 
und Dienstleistungen und damit auch 

die Bedeutung weiteren quantitativen 
Wachstums. Gleichzeitig nehmen die 
negativen Begleiterscheinungen des 
Wachstums zu, die sich in schlechterer 
Umweltqualität, sinkender Artenvielfalt, 
steigender Ressourcenknappheit, aber 
auch wachsendem Arbeits- und Leis-
tungsdruck und ausufernden Arbeits- 
zeiten zeigen.
 
Damit lassen sich im Wesentlichen drei 
Wachstumsdilemmata erkennen:

Das Umweltdilemma

Ein Wachstumsverlauf mit konstanten 
Wachstumsraten würde Entkopplungs-
prozesse zwischen dem BIP einerseits 
und Ressourcenverbrauch und Um-
weltbelastung andererseits erfordern, 
die nicht vorstellbar sind. Denn bei 
konstanten Wachstumsraten – also zum 
Beispiel jedes Jahr plus drei Prozent – 
ist außer der Rate nichts konstant. Jahr 
für Jahr müsste ein höherer Zuwachs 
hinzukommen, da die drei Prozent 

jeweils von einem höheren Ausgangs-
niveau erreicht werden müssten. Ein 
solches sogenanntes exponentielles 
Wachstum unterliegt einer enormen 
Dynamik.
Insofern muss man sich von der Vorstel-
lung eines „Normalwachstums“ mit 
konstanten Wachstumsraten endlich 
verabschieden.

Das Verteilungsdilemma

Mit abnehmenden realen Zuwächsen 
des BIP und damit des Volkseinkom-
mens verschärfen sich notwendiger-
weise Verteilungskonflikte. „Dem 
Kapital“, also den Empfängern von Un-
ternehmens- und Vermögenseinkom-
men, ist es gelungen, seine Zuwächse 
trotz geringer werdender Gesamt-
zuwächse zu sichern. Entsprechend 
weisen die Lohnquoten – also der Anteil 
der Arbeitseinkommen am gesamten 
Volkseinkommen – in allen entwickelten 
Ländern einen tendenziell fallenden 
Verlauf auf. Die niedrigeren Wachstums- 
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raten haben sich also im Wesentlichen 
auf die Arbeitseinkommen und nicht 
auf die Gewinne ausgewirkt.

Diese Auseinanderentwicklung bei den 
Einkommen hat auch die ohnehin hohe 
Konzentration der Vermögen weiter 
beschleunigt.

Das Sinndilemma

Ab einem gewissen BIP- und damit 
Einkommensniveau ist im Durchschnitt 
keine Steigerung des individuellen 
Wohlbefindens mehr feststellbar.
Damit rückt die Frage nach dem grund-
legenden Sinn des wirtschaftlichen 
Wachstums in den Vordergrund.

Üblicherweise steigt die Arbeitsproduk-
tivität, also das BIP je Beschäftigtem, 
von Jahr zu Jahr. Allerdings gibt es un-
terschiedliche Formen der Produktivi-
tätssteigerung, „gute“ und „schlechte“. 
Das „gute“ Produktivitätswachstum 
(effizientere Technik, bessere Organi-
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sation, Vermeidung von Arbeitsunfällen  
etc.) ist von dem „schlechten“, das auf  
Zunahme unbezahlter Arbeitszeiten, 
höherem Leistungsdruck, mehr Arbeits-
hetze, weniger Pausen etc. beruht, zu 
unterscheiden. Vieles deutet darauf hin,  
dass der „schlechte“ Produktivitäts-
zuwachs an Bedeutung gewonnen hat.  
Dies dokumentieren nicht nur die ver-
änderten politischen Rahmenbedingun-
gen, die zu mehr Leiharbeit, zu mehr 
Zweitjobs oder zu mehr „Aufstocker-
Innen“ geführt haben, sondern auch die 
starke Zunahme von Burnouts und die 
vermehrten Klagen der Beschäftigten, 
die sich auch im regelmäßig erhobenen 
„Index Gute Arbeit“ des Deutschen 
Gewerkschaftsbundes niederschlagen.

Wachstumsoptimismus bestimmt 
nach wie vor die Politik

Trotz aller Debatten um Grenzen und 
Sinn des Wachstums dominiert nach 
wie vor eine wachstumsoptimistische 
Haltung die Politik. Bislang ist es nicht  

gelungen, eine Debatte über die inhalt-
liche Bestimmung von Wohlstand zu 
führen, geschweige denn Dimensionen 
von Wohlstand. Sofern überhaupt 
über wirtschafts- und sozialpolitische 
Konsequenzen auch zukünftig niedriger 
oder sogar weiter sinkender Wachs-
tumsraten diskutiert wird, geschieht 
das in der Regel entweder mit dem Ziel, 
die Gesellschaft auf Verzicht – Kürzun-
gen bei der Rente, Abbau des Sozial-
staats, öffentliche Ausgabenkürzung 
– einzustellen, oder eine neoliberale 
Politik zu propagieren, die über Priva-
tisierung, Liberalisierung, Deregulierung 
wieder zu höheren Wachstumsraten 
führen würde. Forderungen nach ver-
teilungspolitischen Konsequenzen sucht 
man im Kontext von Wachstumsde-
batten – von vereinzelten Ausnahmen 
abgesehen – nach wie vor vergebens.

Entwicklung statt Wachstum

Die Berücksichtigung dekadenüber-
greifend sinkender Wachstumsraten 

Seit 1932 war unter sozialdemo-
kratischer Führung der universelle 
Wohlfahrtsstaat das große poli-
tische Projekt Schwedens. Allge-
meine Grundrente und allgemeines 
Kindergeld sichern eine Basisver-
sorgung für alle, die einige Jahre 
in Schweden leben. Für darüber 
hinausgehende Leistungen gibt es 
freiwillige Zusatzversicherungen.
In Österreich hingegen sind Sozi-
alleistungen seit jeher abhängig 
vom (früheren) Einkommen. Nur 
die Pensionen (Ausgleichszulage) 
und die Kinderbeihilfe weichen von 
diesem Prinzip ab.

1947: Schweden 
führt die Bürger-
versicherung ein
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bei gleichzeitig zunehmenden Umwelt- 
und Verteilungsproblemen erfordert 
eine Fokussierung auf eine (qualita-
tive) Entwicklung statt (quantitatives) 
Wachstum. Die bloße Steigerung des 
BIP darf kein Ziel der Wirtschafts-
politik mehr sein. Insofern wäre das 
in Deutschland immer noch geltende 
„Stabilitäts- und Wachstumsgesetz“ in 
ein „Stabilitäts- und Entwicklungsge-
setz“ umzuformulieren. Sobald nicht 
mehr Wachstum, sondern Entwicklung 
das Ziel ist, ergäbe sich die Notwen-
digkeit, die Bedingungen einer nach-
haltigen und sozialen Entwicklung 
in einem demokratischen Prozess zu 
definieren („Welche Gesellschaft wollen 
wir?“). Eine Rückführung der massiven 
Ungleichverteilung, die Reduzierung 
von Arbeitszeiten, der Abbau der nach 
wie vor bestehenden Massenarbeitslo-
sigkeit, die Festlegung von Grenzen für 
den Ressourcenverbrauch und CO2-
Ausstoß, aber auch die Stärkung von 
Effizienz (höhere Ressourcenproduk-
tivität, Dematerialisierung), Konsistenz 
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(Naturverträglichkeit, Qualität) und 
Suffizienz (Selbstbegrenzung, Maß-
halten) würden nach ganz oben auf 
der politischen Agenda rücken.

In einem zweiten Schritt müssten dann 
die notwendigen politischen Maßnah-
men diskutiert und festgelegt werden, 
mit denen die verabredeten Ziele 
erreicht werden können. Im Einzelnen 
sind hier die Steuer- und Abgaben-
politik, die Arbeitsmarktpolitik, die 
öffentliche Ausgabenpolitik, aber auch 
die Eigentumspolitik und gesetzliche 
Ge- und Verbote anzusprechen.
Eine derartige demokratische Gestal-
tung nicht nur unserer Gesellschaft, 
sondern auch unserer Wirtschaft 
würde zu einem neuen Wirtschaften 
und in weiterer Perspektive zu einer 
Wirtschaftsdemokratie führen. Wachs-
enden Bereichen (zum Beispiel durch 
zunehmenden öffentlichen Personen-
nahverkehr) ständen schrumpfende 
(etwa durch sinkenden Individual-
verkehr) gegenüber. Ob am Ende dann 

per Saldo noch ein herkömmliches 
BIP-Wachstum gemessen würde, muss 
offen bleiben. Es wäre auch ohne Be-
deutung. Entscheidend wäre allein die 
Qualität der Entwicklung.

Norbert Reuter ist Ökonom beim  
Bundesvorstand der deutschen  
Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di).  
Er lehrt Volkswirtschaftslehre an der 
RWTH Aachen.

Der Text ist ursprünglich auf 
http://blog.arbeit-wirtschaft.at/ 
wohlstand-ohne-wachstum/ 
erschienen.

Nachdem in der österreichischen 
Monarchie die Sozialversicherung 
ursprünglich zugunsten gesunder 
Soldaten und ArbeiterInnen ein-
geführt wurde, sind nach Auswei-
tungen nun 96% der Bevölkerung 
versichert. Allerdings sind die 
Versicherten weiterhin regional und 
berufsständisch bzw. sozialständisch 
unterteilt. 4 Wochen Krankenstand 
für ArbeiterInnen werden erst 1973 
eingeführt. Unbeschränkter Zu-
gang zu Krankenhausversorgung, 
Gesundenuntersuchungen, Jugend-
untersuchungen und Rehabilitation 
sind Errungenschaften der jungen 
zweiten Republik. 

1956-1980: Auch die  
letzten Berufsgruppen  
erhalten eine 
Sozialversicherung
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Ein gutes Leben für alle erfordert Solidarität, wo bislang Herrschaft die Verhältnisse prägt. Angesichts vielfältiger Sorge- 
krisen gilt es, den Weg zu einem sorgsamen und solidarischen Wohlfahrtsstaat zu beschreiten.  p Von Brigitte Aulenbacher

Ein gutes Leben für alle: Selbst- und 	
Fürsorge auf dem Weg in einen sorgsamen
und solidarischen Wohlfahrtsstaat 
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Die Selbst- und Fürsorge ist ein 
traditionsreiches Thema. Seit 
langem gehen Sorgeethiken mit 

einem Sorgeverständnis einher, das die 
Forderung nach einem guten Leben für  
alle in anhaltend aktueller Weise ein-
schließt. So gilt Sorge als „eine Gattungs- 
tätigkeit, die alles umfasst, was wir tun, 
um unsere ‚Welt‘ so zu erhalten, fort-
dauern zu lassen und wiederherzustellen, 
dass wir so gut wie möglich in ihr leben 
können. Diese Welt umfasst unseren Leib, 
unser Selbst und unsere Umwelt, die wir  
in einem komplexen, lebenserhaltenden 
Netz miteinander verflechten.“1  
Gelingendes ist lebensdienliches Sorgen 
mit Blick auf die Selbst- und auf die 
Fürsorge, somit auf das eigene Leben 
und das der anderen. Daher hat sich die  
Art und Weise, wie Sorgebeziehungen,  
-tätigkeiten und -arbeiten gesellschaft-
lich ausgestaltet werden, daran zu be- 
messen, ob sie der Selbst- und Fürsorge  
mit Blick auf ein gutes Leben für alle  
zuträglich sind. 

Sorgekrisen: Unvereinbarkeiten 
von guter Sorge und guter  
Arbeit, Selbst- und Fürsorge 
 
Mit Blick auf den demografischen Wandel 
und die gesellschaftliche Alterung, die 
steigende Frauenerwerbsbeteiligung, 
die sukzessive Aufkündigung bisheriger 
Geschlechter- und Generationenarran-
gements in der Angehörigenbetreuung, 
das Aktivierungsparadigma und Social 
Investment-Politiken u.a.m. ist der 
österreichische Wohlfahrtsstaat seit 
geraumer Zeit in Bewegung. Stichworte 
sind: ein modernisiertes Male Bread-
winner-Modell, Cash-for-Care-Politiken, 
mobile Dienste, die Legalisierung der 
24-Stunden-Betreuung mit Blick auf 
den Privathaushalt, der Übergang vom 
Betreuungs- zum Bildungsauftrag in 
der öffentlichen Kinderbetreuung, die 
Neuorganisation des Pflegesektors 
nach wirtschaftlichen Effizienz- in Ver-
bindung mit pflegewissenschaftlichen 
Qualitätskriterien u.a.m. Der privatwirt-
schaftliche gewinnt gegenüber dem 

staatlichen und gemeinwirtschaftlichen 
Sektor an Bedeutung, was die profi-
tabel vermarktbaren Sorgeleistungen 
angeht. Alternative Betreuungsformen 
wie Mehrgenerationen-Häuser, Wohn-
Pflege-Gemeinschaften etc. sind die 
Ausnahme. 
 
Wie alle bisherige wohlfahrtsstaatliche
Organisation des Sorgens gehen auch 
ihre gegenwärtigen Formen mit sozi-
alen Ungleichheiten einher. Außerdem 
spitzt sich der Widerspruch zwischen 
guter Sorge und guter Arbeit und 
zwischen Belangen der Selbst- und der 
Fürsorge weiter zu, die Menschen müs-
sen sich mit den Missständen die ge- 
lingendes Sorgen behindern, alltäglich  
auseinandersetzen. Zitate aus der Er- 
forschung der stationären Pflege und 
der 24-Stunden-Betreuung zeigen dies  
beispielhaft: „(W)ird einmal in der 
Woche geduscht und Haare gewaschen, 
empfinden (es) meine Mitarbeiter nicht 
als gute Pflege (…)“. „(U)nd wir spüren 
gerade auch im Pflegebereich in den 

Ein gutes Leben für alle: Selbst- und 	
Fürsorge auf dem Weg in einen sorgsamen
und solidarischen Wohlfahrtsstaat 
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letzten Jahren wirklich auch eine drama-
tische Zunahme von Langzeitkranken-
ständen (…).“2 „Meine Frau ist berufs-
tätig, noch, und ich bin in Pension. Ich 
kann mich aber nicht 24 Stunden zu ihr 
setzen, zur Mutter (…).“ „Auch wenn ich 
will und ich sage, ich will den vierfachen 

Preis zahlen. Kommt keiner, weil sich 
kein Österreicher das antut. […] Und es 
ist im Prinzip wie Sklavenhandel, nicht?“3  
In der Alltagskritik kommen Belastungen, 
Überforderungen, Skandalisierungen der  
Zustände zum Ausdruck, die zeigen, dass  
Menschen im gegebenen wohlfahrtsstaat- 
lichen Rahmen und unter gegebenen Ar- 
beitsbedingungen nicht angemessen für  
sich und andere sorgen können. Es han- 
delt sich nicht um Einzelkritiken, sondern  
die Sorgeproteste der letzten Jahre zeigen, 
dass die aktuellen wohlfahrtsstaatlichen 
Konzepte an Legitimität eingebüßt 
haben und Alternativen in der Zivilge-
sellschaft längst diskutiert werden.   

Ein sorgsamer und solidarischer  
Wohlfahrtsstaat
 
Austerität bildet eine schwierige Rahmen- 
bedingung, um über neue Wege wohl-
fahrtsstaatlichen Sorgens nachzudenken, 
zum einen, weil Veränderung in der Regel 
Geld kostet, zum anderen, weil unbezahlte 
Arbeit, also Freiwilligenarbeit, Ehrenamt, 

bürgerschaftliches Engagement u.a.m., 
argumentativ schnell bei der Hand ist, 
um Sorgelücken zu füllen, wo bezahlte 
Arbeit zu teuer erscheint. Allerdings 
kommt der gegenwärtige Zustand des 
Sorgens die Gesellschaft ebenfalls teuer 
zu stehen, und zwar finanziell und sorge-
ethisch, was die Beeinträchtigungen 
des guten Lebens sowohl der Betreuten 
und der Betreuenden, beider Angehöriger, 
die Folgekosten für das Gemeinwesen 
und ein gelingendes Zusammenleben 
angeht. Das zeigt sich in Österreich und 
anderenorts, wenn, wie im Falle der 
24-Stunden-Betreuung, hier erbrach-
te Sorgeleistungen dort Sorgelücken 
aufkommen lassen.  

Sorgsamkeit und Solidarität eignen sich 
daher als zwei Achsen, um darüber 
nachzudenken, wie Sorgebeziehungen, 
-tätigkeiten und -arbeiten so organisiert 
werden können, dass sie ein gutes 
Leben für alle mit einem gelingenden 
Zusammenleben der vielen vereinen. 
Sorgsamkeit steht für die Suche nach 

BUCHTIPP:
Brigitte Aulenbacher,  
Maria Dammayr (Hrsg.) 
Für sich und andere sorgen 
Krise und Zukunft von Care in  
der modernen Gesellschaft 
Beltz Juventa
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lebensdienlichen Wegen und Formen 
der Selbst- und Fürsorge, die im Sinne 
der Solidarität nicht auf Kosten anderer  
gehen. Genau gegenläufig zum Akti- 
vierungsparadigma, das vormals wohl-
fahrtsstaatlich erfüllte Aufgaben und 
Funktionen den Einzelnen anlastet, 
geht es hier darum, den Wohlfahrtsstaat 
wieder zu aktivieren, und zwar im Sinne 
der Zivilgesellschaft. Der Weg zu einem 
sorgsamen und solidarischen Wohlfahrts- 
staat ist ein notwendig dialogischer, 
streitbarer und partizipatorischer Weg, 
der alle, Betreute, Betreuende, Angehö-
rige, Interessenvertretungen, Initiativen 
u.a.m., einbezieht, die ihre Vorstellungen 
dazu einbringen wollen, welche Sorge-
belange privatwirtschaftlich, staatlich, 
im dritten Sektor, im Privathaushalt, in 
sozialen Netzen bezahlt und unbezahlt 
verrichtet, welche der beschrittenen Wege  
weiter verfolgt oder verlassen werden 
sollen und welche Lebensweise wir uns 
leisten können, ohne auf Kosten ande-
rer für uns zu sorgen. Solche Formen 
dialogischer und partizipatorischer 

Demokratie und zivilgesellschaftlicher  
Bündnisse haben es in Zeiten der 
Austerität ebenfalls schwer, aber eine 
Alternative zum Weiter-wie-bisher sind 
sie allemal. 

Professorin Brigitte Aulenbacher leitet 
die Abteilung für Theoretische Soziologie 
und Sozialanalysen am Institut für Sozio-
logie der Universität Linz.

 
1 Fisher/ Tronto 1990, Towards a Feminist  
Theory of Caring … , S. 40
2 Dammayr 2015, „Menschlichkeit pflegen“..., 
S. 328 f.
3 Bachinger 2015, 24-Stunden-Betreuung als 
Praxis …, S. 485, 488

Aus dem Vorläufermodell der Wirt-
schaftskommission entsteht eine 
weltweit einzigartige Institution: In 
der „Paritätischen Kommission für 
Lohn- und Preisfragen“ gestalten 
die ArbertnehmerInnenvertretungen 
(ÖGB, AK) und die Wirtschafts- und 
Landwirtschaftskammer gemeinsam 
die Arbeits- und Sozialpolitik. 
Der Gewerkschafter Anton Benya 
kreiert die Formel: Jährliche Lohner-
höhungen sollen die Abgeltung der 
Inflation plus den halben Wert des 
Produktionszuwachses umfassen, 
die erwirtschafteten Gewinne also 
zwischen ArbeitnehmerInnen und 
ArbeitgeberInnen geteilt werden.

1957: Die Sozial- 
partnerschaft  
wird geboren



20 solidarisch und selbstbestimmt

Der Sozialstaat soll keine Almosen verteilen, sondern das Recht der Bürgerinnen und Bürger auf Inklusion sichern. 
p Von Judith Schwentner

Selbstbestimmt 
und solidarisch
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Solidarität, soziale Sicherheit, 
gesellschaftlicher Zusammenhalt 
und neuerdings Inklusion:  

Konflikte um die Verteilung von Res-
sourcen, Zugang zu Bildung, Absiche-
rung vor Risken und Verteilung von 
Lebenschancen bringen laufend neue 
Begrifflichkeiten hervor. Die Abfolge der  
Begrifflichkeiten wird weniger von der 
Notwendigkeit struktureller Verände-
rungen als vielmehr durch Abnützung 
des Neuigkeitswerts eines Wortes in 
der öffentlichen Debatte bestimmt. 
Einer Debatte, die sich bemüht, große 
Erzählungen zu liefern, in denen sich 
die Menschen wiederfinden, von deren 
Erzählrahmen sich „die Menschen“ 
erfasst fühlen. 
 
Ein in Österreich gerade vorgeführtes 
Lehrstück ist etwa die „Lohnsteuer 
runter“-Kampagne der Arbeiterkam-
mern und des ÖGB in den Jahren 
2014/15, die „Gerechtigkeit“ forderte 
und erstaunlicherweise mit dem Slogan 
„Mehr netto vom Brutto“ daherkam. 

Einem Slogan, mit dem vor allem 
wirtschaftsliberale und konservative 
Gruppierungen in den letzten 25 Jahren 
Stimmung gemacht haben. Und mit ei-
ner Kampagne, die jetzt – nachdem die 
Steuerreform 2015 in Kraft getreten ist 
– unter dem Banner „gesenkt“ gefeiert 
wird. Ob eine Steuerreform gerecht sein 
kann, von der Nationalratsabgeordnete 
mit € 2.100 im Jahr profitieren, eine  
Frau mit Medianeinkommen aber nur 
etwa mit € 500, sei dahingestellt: Es 
ist die große Erzählung, in die sich die 
Menschen eingliedern können.

Wer ist „wir“ im Sozialstaat?

Auch wenn die sozialen Errungenschaf-
ten der letzten 100 Jahre in Österreich 
und vielen anderen europäischen Met-
ropolen groß sein mögen: Abgesichert 
hat uns das nicht. Während man in den 
1970er Jahren noch der allgemeinen 
Ansicht war, es sei der Nationalstaat, 
der uns soziale Sicherheit garantieren 
soll, stehen wir spätestens seit Mitte der 

1990er einem Nationalstaat gegenüber, 
dem nichts wichtiger zu sein scheint, 
als genau diese soziale Sicherheit abzu-
bauen, den gesellschaftlichen Zusam-
menhalt zu reduzieren und Inklusion zu 
erschweren. Und in diesem Prozess des 
Aushöhlens gesellschaftlicher Siche-
rungselemente tauchen wieder kollek-
tivistische Argumentationsmuster auf: 
Warum sollen Flüchtlinge Mindestsiche-
rung erhalten, die noch nie – wie „wir“ 
– Beiträge ins Sozialsystem eingezahlt 
haben?1 Warum sollen „wir“ Nettozahl-
er mit unserem sauer verdienten Geld 
MinderleisterInnen absichern?

Die Grenze dieses „wir“ ist verschieb-
bar: Gilt die Lohnsteuergrenze von  
€ 11.000 pro Jahr? Oder ist nicht 
vielmehr das Medianeinkommen der 
BeitragszahlerInnen in der Sozial-
versicherung die Grenze zwischen 
„Leistungsfähigen“ und „Minderleister-
Innen“? In beiden Fällen lassen sich 
wunderbare Feindbilder aufbauen:  
Beide Argumentationsmuster lassen 
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die Mehrheit aller Frauen als „Minder- 
leisterInnen“ zurück, aber auch Men-
schen aus Osteuropa und selbstver-
ständlich Flüchtlinge. Auch Menschen 
mit Behinderung können auf diese Wei-
se neuerlich mit einem Etikett versehen 
werden, das den Wert ihres Daseins 
beziffert.

Kollektivistische Konstruktionen schaf-
fen – siehe Steuerreform-Kampagne 
– bisweilen breite Inklusionsangebote, 
in der Regel dienen sie aber ausschließ-
lich der Ausgrenzung: Die Masse der 
Lohnabhängigen ist nicht die „Klasse 
an sich“ und wurde daher auch nie zur 
„Klasse für sich“. Im Gegenteil: Gerade 
die Steuerreform zeigt deutlich, dass 
ein Zugewinn für Menschen mit niedri-
gem Einkommen über diese Gruppen-
konstruktion den zentralen Gewinn für 
sehr gut Verdienende brachte.

Die kollektivistische Konstruktion hat 
vielmehr Machtverhältnisse zementiert 
oder gar verstärkt: Statt die Gründe für 

die steigende Ineffizienz sozialer Sicher- 
ungssysteme in den sich verändernden  
gesellschaftlichen Bedingungen und 
Strukturen zu suchen, verteidigen 
Noch-ProfiteurInnen nicht mehr voll 
wirksame Strukturen gegen die Wün-
sche von Nicht-mehr-ProfiteurInnen.

Beispiel gefällig? Mit den Pensionsrefor-
men 2003/04 sollten die Kosten für die 
Pensionen einer Generation abgefan-
gen werden, die über fast fünf Jahr-
zehnte hinweg Einkommenszuwächse 
und kontinuierliche Erwerbskarrieren  
erlebt hat. Von den Folgen dieser Pen-
sionsreformen werden aber die jungen 
Menschen von heute betroffen sein, 
deren Leben von Einkommensverlusten, 
häufig unterbrochenen Erwerbskarrieren  
sowie spätem und prekärem Erwerbs-
einstieg geprägt ist.

Notwendige Anpassungen

Die Welt hat sich verändert und sie 
verändert sich stets aufs Neue. Unsere 

Gesellschaften in Westeuropa haben 
über Jahrzehnte in hervorragender 
Weise dargelegt, dass sie sich mit 
ihren Modellen sozialer Inklusion nicht 
anzupassen verstehen: Statt die Inklusi-
onsfähigkeit von Netzen neuen Gege-
benheiten (wie etwa der Ausweitung 
prekärer Beschäftigung) anzupassen, 
exkludieren wir sehenden Auges jene, 
die nicht in die gesellschaftlichen Mus-
ter der Fünfziger und Sechziger passen: 
Arbeitslosigkeit wurde in den Sechzi-
gern in Raten unter 1% gemessen. Die 
durchschnittliche Dauer der Arbeitslo-
sigkeit lag unter 30 Tagen. Darauf ist 
unser System der Arbeitslosenversi-
cherung ausgerichtet. Heute muss aber 
nicht mehr ein Prozent der Menschen 
für 30 Tage mit dem europaweit zweit-
niedrigsten Arbeitslosengeld auskom-
men, sondern über 10 Prozent für bis zu 
250 Tage. Das ist eine Eintrittskarte in 
die soziale Ausgrenzung.

In einer zunehmend sozial, örtlich, fami-
liär oder beruflich mobilen Welt leisten 



23die neuen chancen des sozialstaats

soziale Sicherheitssysteme, die auf die 
große Erzählung der Gruppenzugehörig-
keit (nach Geschlecht, Beruf, Staats-
bürgerschaft, …) abstellen, nicht mehr 
das, was wir brauchen. Sie schaffen 
nicht jene Grundstruktur an Sicherheit, 
die notwendig ist, um die Risken des 
Lebens zu bewältigen.

Wer jedoch kann dieses Patt aus Ab-
hängigkeit von Zugehörigkeit zu einem 
Kollektiv einerseits und andererseits 
der Unfähigkeit der Systemkonstruktion 
selbst, sich an die Gegebenheiten der 
Gegenwart anzupassen, aufbrechen?

Darauf gibt es wohl keine abschließen-
de Antwort, aber: Ganz sicher ist, dass 
das nur dann gelingen kann, wenn das 
Individuum selbst ein Mittel in der Hand 
hat, seine Bedürfnisse zur sozialen 
Sicherung nötigenfalls gerichtlich 
durchzusetzen. 

Freie, selbstbestimmte und mündige 
BürgerInnen treten selbstbewusst 

gegenüber staatlichen Institutionen auf. 
Das Sozialsystem passt sich den Men-
schen an – nicht umgekehrt. Wir Grüne 
stehen daher für Systeme, die Rechts-
ansprüche garantieren, und Rechts-
schutzverfahren, mit denen Ansprüche 
effektiv durchgesetzt werden können. 

Judith Schwentner ist Sprecherin der 
Grünen für Soziales und Familie im  
Österreichischen Nationalrat. 
 
 
1 Es hat noch nie jemand – unabhängig von Staats-
bürgerschaft, Alter oder Geschlecht – Beiträge für die 
Mindestsicherung oder Sozialhilfe bezahlt. Es ist das 
Wesen der Mindestsicherung/Sozialhilfe, dass sie als 
„letztes Netz“ beitragsunabhängig ist. 

In den 70er Jahren wird die Basis 
für ein selbstständiges Leben von 
Frauen geschaffen: Kindererziehung 
wird auf die Pension angerechnet 
und Fraueneinkommen werden 
nicht mehr von der Haushaltsbe-
steuerung verschluckt, sondern 
werden rentabel. Karenzgeld wird 
unabhängig vom Einkommen des 
Ehemannes. Alleinstehende Mütter 
erhalten ein erhöhtes Karenzgeld.
Aber auch die Einführung der  
Fristenregelung für Abtreibungen 
und die rechtliche Gleichstellung 
von Vater und Mutter in Bezug auf 
die Erziehung der Kinder sind  
Erfolge der 70er Jahre.

1970: Wichtige  
Schritte der  
Emanzipation
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Sozialstaat 
und Bildung 

Wer sich Bildung leisten kann, 
hängt sehr stark von der Wi-
derstandsfähigkeit und von 

der Art des vorhandenen Sozialstaates 
ab. Die Finanzierung eines College-Ab-
schlusses ist für die meisten Mittelklas-
sefamilien in den USA ein Thema, das 
von der Geburt der Kinder an Sorgen 
und Einschränkungen mit sich bringt. 
Die College-AbsolventInnen des Jahres 
2015 hatten im Durchschnitt (!) bereits 
Schulden in der Höhe von 35.000$.
In Österreich ist die Situation anders: 
Bisher sind die Versuche, den freien 
Hochschulzugang einzuschränken und 
Studiengebühren einzuführen, nur zum 

Teil erfolgreich. Und der Kindergarten-
besuch wurde für viele Familien in 
den letzten Jahren sogar günstiger: 
Während österreichweit nur das letzte 
Kindergartenjahr vor Schulbeginn seit 
2009 kostenlos ist, bietet Wien den 
Gratiskindergarten von null bis sechs 
Jahre an. Auch die Weiterbildung nach 
Berufseinstieg ist in Österreich öffentlich 
subventioniert – beispielsweise durch die 
Möglichkeit der Bildungsteilzeit/-karenz: 
Für 12 Monate unterstützt die öffentliche 
Hand die Weiterbildung von Berufs-
tätigen in der Höhe des zustehenden 
Arbeitslosengeldes.

Ständig wird behauptet, dass wir in einer „Wissensgesellschaft“ leben und nur  
Bildung unseren Wohlstand sichern kann. Dennoch – vielleicht gerade auch  
deshalb – ist Bildung vor allem eine Ware. 

solidarisch und selbstbestimmt
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Sozialstaat
und Gesundheit

Anders als in Österreich ist es 
in Deutschland Gutverdiener-
Innen möglich, von der gesetz- 

lichen Krankenversicherung ins private  
System zu wechseln. Junge, Gesunde  
und Alleinstehende bekommen deut-
lich günstigere Tarife als bei den ge- 
setzlichen Versicherungen. Doch in  
letzter Zeit schreibt selbst die kon-
servative „Welt“: „Unzählige Privat-
patienten wünschen sich für 2015 
vor allem eins: Raus aus der teuren 
privaten Krankenversicherung.“ Es ist 
kein Wunder, dass die ehemals jungen 
und gesunden, nun aber alten und 
häufiger kranken Versicherten ins 

gesetzliche System zurückwollen:  
In der gesetzlichen Krankenversiche-
rung bemisst sich der Beitrag am 
Einkommen, GutverdienerInnen  
zahlen daher mehr. In der privaten 
Versicherung ist der Beitrag unab-
hängig vom Einkommen, aber er 
steigt im Alter massiv an. Unzählige  
Artikel beschreiben daher die „Schlupf- 
löcher“, wie die Versicherten, nach-
dem sie sich jahrelang die Beiträge 
für das solidarische System erspart 
haben, nun mit Tricks zurück ins 
gesetzliche System kommen: Die  
hohen Kosten im Alter soll dann 
doch lieber die Gemeinschaft tragen. 

Viele denken an die USA, wenn es um hohe Kosten und Ineffizienz privater Krankenversicherer geht.  
Allerdings machen auch in Deutschland diesbezüglich viele Menschen ihre eigenen Erfahrungen.  

Doch kommen nicht nur die Versicher- 
ten, sondern auch die Versicherungs- 
gesellschaften unter Druck: Einer-
seits kommen nicht mehr so viele 
neue, junge KundInnen nach; es hat 
sich schon herumgesprochen, dass 
das System nur anfänglich günstig 
ist. Zum anderen werden Beiträge 
für das Alter am Kapitalmarkt inves-
tiert. Bei dauerhaften Niedrigzinsen 
droht dieses Modell zu kollabieren: 
2016 müssen die Prämien massiv 
erhöht werden, bei manchen Versi-
cherungen um 29%, oder absolut bis 
zu € 130 Erhöhung pro Monat. 

die neuen chancen des sozialstaats
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sozialstaat und
mobilität 
Ob Urlaub, Wochenendtrip oder Berufsweg, individuelle Mobilität wird immer wichtiger – auch aus ökologischer  
Perspektive. Ein gut ausgebauter öffentlicher Verkehr ist dabei nicht nur für die einzelnen Menschen die beste  
Garantie dagegen, die Zeit sinnlos im Stau zu versitzen, sondern bietet auch noch jede Menge sozialer Vorteile.

26

Der Löwenanteil (33 %) von 
Österreichs Energieverbrauch 
entfällt auf den Sektor Verkehr.  

Von 1990-2010 ist der Verbrauch 
sogar um 76 % gestiegen – haupt-
sächlich durch die Ausweitung des 
motorisierten Individualverkehrs. 
2010 wurden 22,1 Millionen Tonnen 
CO2 (davon 12,6 Millionen Tonnen 
für Personenverkehr auf der Straße) 
ausgestoßen.

Doch nicht nur für die Umwelt ist das 
Thema relevant: Durch klimafreund-
liche Mobilität wurden in Österreich 
2013 rund 200.000 Arbeitsplätze ge- 
sichert – ähnlich viele wie im Auto-
mobilsektor, jedoch ohne die negativen  
Effekte wie zunehmende Umwelt-, 
Feinstaub- und Lärmbelastung.  
Außerdem: Das Risiko im Straßen-
verkehr zu verunglücken, ist 64-mal 
höher als mit der Bahn.

Wie der Umstieg auf die „Öffentli-
chen“ angeregt werden kann, zeigt 
die € 365-Jahreskarte. In Wien 2012 
eingeführt, stieg der Jahreskartenab-
satz bis 2015 um rund 93 %, 2015 gab 
es sogar erstmals mehr Jahreskarten 
als zugelassene PKW. Auch in Vorarl-
berg, wo das Ticket 2014 eingeführt 
wurde, stieg der Absatz bereits im 
Folgejahr um fast 20 %.

solidarisch und selbstbestimmt
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Sozialstaat
und wohnen

In Österreich zeichnet dafür vor allem 
die gemeinnützige Wohnungswirt- 
schaft (68 %) verantwortlich, der 

Rest fällt auf kommunalen Wohnungs- 
bestand – beispielsweise die berühmten 
Gemeindebauten des „Roten Wien“, 
die seinerzeit Paradebeispiele für pro- 
gressiven Wohnungsbau darstellten. 
Die Kriterien der Wohnbauförderung 
entkoppeln den sozialen Wohnbau 
vom neoliberalen Gewinnprinzip, womit 
die preisregulierte, spekulationsfreie 
Wohnraumbewirtschaftung wesent-
lich zur Stabilität des Wohnungs-
marktes und zur Verhinderung von 
Immobilienpreisblasen beiträgt. Die 
spanischen Geistersiedlungen als 

Folge der geplatzten Immobilienblase 
dienen als abschreckende Beispiele. 
 
Neben der sozialen und wirtschafts-
politischen Funktion ist der soziale  
Wohnbau auch eine wichtige Säule 
der Klimapolitik. Seit Ende der 1980er 
Jahre ist die Wohnbauförderung an 
thermisch-energetische Kriterien 
geknüpft, wodurch beispielsweise 
im Jahr 2006 eine CO2-Emissions-
reduktion von rund 62.000 Tonnen 
erreicht werden konnte. 
 
Dass sozialer Wohnbau innovativ 
sein kann, zeigt das ausgezeichnete 
Beispiel „solarCity Linz“, wo sozialer 

Rund ein Viertel (880.000 Wohnungen) des gesamten Wohnungsbestands in Österreich fällt  
in die Kategorie „sozialer Wohnbau“ – EU-weit ist die Quote nur in den Niederlanden höher. 

Wohnraum in Niedrigenergiebauweise 
für rund 4.000 Menschen in einem 
partizipativen Planungsprozess ent- 
standen sind. Schule machen könnte 
auch „Transfer“, ein vom Land Vorarl- 
berg gefördertes Projekt zur Schaffung 
von kleinstrukturiertem Wohnraum für 
Flüchtlinge. Nach nur zwei Monaten 
Bauzeit stehen die Holzhäuser bereit, 
die zukünftigen BewohnerInnen wer-
den in die Gestaltung einbezogen, 
die Wertschöpfung liegt bei lokalen 
Unternehmen und nach einigen Jahren  
lassen sich die Häuser problemlos zu 
Startwohnungen für kleine Familien 
erweitern. 
 

die neuen chancen des sozialstaats
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Sozialstaat 
und Arbeit

Dank Umverteilung des Sozial-
staats (v.a. Sozialleistungen 
und Pensionen) sinkt diese 

Quote auf rund 13 %. Ein wesentliches 
Fundament ist die vergleichsweise gut  
ausgebaute Arbeitslosenunterstützung, 
die viel kostet und auch viel bringt: 
Während im EU28-Durchschnitt die 
Arbeitslosigkeit zwischen 2008 und 
2013 um 3,8 % stieg, war der Anstieg in 
Österreich mit 1,1 % vergleichsweise 
gering. Auch dazu beigetragen hat das 
staatlich subventionierte Erfolgsmo-
dell „Kurzarbeit“. Um Arbeitskräfte 
während der Krise im Job zu halten, 

subventionierte die öffentliche Hand 
vorübergehende Arbeitszeitverkür-
zungen und sicherte dadurch alleine 
2009 rund 10.000 Arbeitsplätze.  
 
Insgesamt zeigte sich der Sozialstaat 
als Stabilisator in der Krise: 
Obwohl 2009 das reale BIP massiv 
schrumpfte (-3,5 %), die Exporte ein- 
brachen (-18,2 %) und unternehmerische 
Investitionen ausblieben (-8,1 %), konn-
ten die privaten Konsumausgaben auf 
konstantem Niveau gehalten werden –  
ein Verdienst der „automatischen 
Stabilisatoren“ (Arbeitslosenver-

sicherung und Pensionssysteme) und 
eine starke Konjunkturstütze. Doch 
der Sozialstaat kann nicht nur löschen, 
wenn es brennt, sondern auch aktiv in 
die Zukunft der Gesellschaft investieren 
– und dabei doppelt gewinnen. Eine 
Studie der AK rechnet vor, wie durch 
gezielte Investitionen in den Bereichen 
Kinderbetreuung, Bildungsmaßnahmen  
für Jugendliche sowie berufliche 
Rehabilitierung rund 60.000 Arbeits-
plätze geschaffen werden könnten, 
mit langfristig sogar positiven Auswir-
kungen auf das Budget. 

Mit der Einkommensverteilung auf dem „freien Markt“ wären 44 % der Menschen in Österreich armutsgefährdet. 

solidarisch und selbstbestimmt
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Sozialstaat und
öffentlicher Raum

Die Bedeutung von frei zugänglichen öffentlichen Räumen wächst weltweit: In Paris wurden die ehemals von 
40.000 Autos am Tag besetzten Berges de Seine in eine Flaniermeile umgewandelt, in New York wurde der Times 
Square zu einer Fußgängerzone gemacht und in Madrid hat man die Stadtautobahnen entlang des Manzanares 
unter die Erde gelegt, um einen riesigen Park im Zentrum der Stadt zu schaffen.

29

Der soziale Aspekt einer der- 
artigen Transformation der 
Städte kann nicht überschätzt 

werden: Die noch immer dominante 
Autokultur privatisiert den öffentli-
chen Raum. Arme, Alte, Kinder und 
häufig Frauen werden buchstäblich 
an den (Straßen)Rand gedrängt. 
Menschen, die sich nur noch in priva-
ten und halbprivaten Räumen bewe-
gen, verlieren dabei das Bewusstsein 

für die Bedeutung von Gemeinschaft, 
die Anderen und Fremden werden nur  
noch als Bedrohung wahrgenommen.

Im dicht besiedelten Gebiet großer 
Städte übernehmen Parkanlagen 
eine ganze Reihe von Aufgaben: Sie 
bieten Naturerlebnis, sind verlänger-
tes Wohn- und Esszimmer, erlauben 
Geselligkeit ebenso wie Privatsphäre, 
bieten Raum für Erholung und Arbeit, 

für Kinder und Alte und sorgen dafür, 
dass Begegnung und Kommunikation 
zwischen Generationen ebenso wie 
zwischen sozialen Schichten statt-
finden kann, die ansonsten weniger 
miteinander zu tun haben.

Parks stellen damit einen fruchtbaren 
Boden für jenes Gefühl der Solidarität  
und Gleichheit dar, ohne das ein Sozial- 
staat nicht denkbar ist.

die neuen chancen des sozialstaats
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die Zusammenhänge von 
Bildungs- und Sozialpolitik

Die internationalen PISA-Untersuchungen der letzten Jahre haben – bei aller Problematik dieser Erhebungen – einmal mehr 
deutlich gemacht, wie sehr der Bildungserfolg in Österreich vom sozio-ökonomischen und vom Bildungsstatus der Eltern, 
von der Region und vom Migrationshintergrund abhängig ist. Der internationale Vergleich zeigt: Schulsysteme, die Kinder 
früh (etwa nach der 4. Schulstufe) verschiedenwertigen Schultypen (Hauptschule/Neue Mittelschule, Gymnasium) zuordnen, 
können soziale Ungleichheiten kaum reduzieren und tragen sogar zu ihrer Verfestigung und Reproduktion bei. 

p Von Roland Atzmüller und Alban Knecht
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Die frühe Aufteilung der Kinder 
verstärkt auch die Selektions-
mechanismen an den weiteren  

Übergängen im Bildungssystem. Im Prozess  
der Bildungsexpansion hat sich daher der  
Anteil von Kindern aus Arbeiterhaushalten, 
die Maturaniveau erreichen, relativ betrach- 
tet kaum erhöht. Die Wahrscheinlichkeit, 
dass Kinder aus der höchsten Bildungs-
schicht eine zur Matura führende Schule 
besuchen, ist 17 bis 18 mal höher als für  
Kinder, deren Eltern nur über einen 
Pflichtschulabschluss verfügen (Natio-
naler Bildungsbericht 2012). Tatsächlich 
verbessert haben sich aber die Bildungs- 
chancen der Mädchen/Frauen. Gegen-
wärtig erreichen etwa 47% der jungen 
Frauen eines Jahrgangs Maturaniveau, 
während der Anteil bei den jungen 
Männern bei etwa 33% liegt.

Bildung und Sozialpolitik

Die Zusammenhänge von Bildung 
und sozialer Ungleichheit zeigen, 
dass Bildungs- und Sozialpolitik nicht 

getrennt betrachtet werden können. 
Dies reflektiert sich auch in aktuellen 
Debatten zum Umbau des Wohlfahrts-
staates, die sich auf den Ansatz des 
social investment beziehen. Soziales 
Investment will den Wohlfahrtsstaat 
gegenüber neoliberalen Angriffen re-
legitimieren, indem v.a. jene Aktivitäten 
gestärkt werden sollen, die zur Wett-
bewerbsfähigkeit beitragen. Bildung 
spielt hier eine zentrale Rolle, sollen 
doch gleichzeitig soziale Anliegen mit 
der wettbewerbsrelevanten Förderung 
des Humankapitals versöhnt werden. 
Daher rückt der Ausbau der Bildungs- 
und Kinderbetreuungseinrichtungen ins 
Zentrum sozialpolitischer Aktivitäten. 

Die mit Sozialem Investment verbunde-
nen bildungspolitischen Entwicklungen 
können in drei Dimensionen sichtbar 
gemacht werden. Erstens werden 
bisher freiwillige Bildungsangebote 
verpflichtend gemacht, sodass die 
Schulpflicht zu einer nach vorne und 
hinten verlängerten Bildungspflicht 

wird. Zweitens wird die Einführung 
dieser Maßnahmen durch diagnostische 
Prozesse gestützt, die der Planung indi-
vidueller Hilfemaßnahmen dienen und 
die Erhebung von Daten über die lang-
fristige Entwicklung des Humankapitals 
der Bevölkerung ermöglichen sollen. 
Drittens verfestigen die Maßnahmen 
einen Dualismus, der dazu führt, dass 
sozial benachteiligte Bevölkerungs-
schichten stärker verpflichtet werden 
als andere – mögen sie auch rechtlich 
so ausgestattet sein, dass sie als nicht 
diskriminierend gelten.

Diese Tendenzen zeigen sich bspw. beim  
Ausbau frühpädagogischer Angebote 
in den Kinderkrippen und Kindergärten. 
Die Frühförderung gilt aus Perspektive 
des Sozialen Investments als effektiv 
und kostengünstig, da sie hilft, spätere 
Kosten für Arbeitslosigkeit, Kriminalität 
und Armutsbekämpfung zu minimieren. 
Das emanzipatorische Potenzial der 
Frühförderung läuft damit allerdings 
Gefahr ins Gegenteil verkehrt zu werden.
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Seit 2010 besteht auch in Österreich 
die Pflicht, fünfjährige Kinder im Jahr 
vor Schulbeginn mindestens halbtägig 
in einen Kindergarten zu schicken. Die 
Einführung eines zweiten verpflichtenden 
Kindergartenjahres ist geplant. Hier ist  
aber eine Opt-out-Regelung im Rahmen  
eines „Bildungskompass“ angedacht. Bei  
Dreieinhalbjährigen soll ein Screening 
die Begabungen, Stärken, Schwächen 
und „Talente des Kindes“ erheben. 
Mit Blick auf Familien aus niedrigeren 
sozialen Schichten schwingt hier immer 
auch die Vorstellung mit, diese (und 
nicht das Bildungssystem) seien nicht 
fähig und willens, ihren Kindern aus-
reichend Bildungschancen zu eröffnen, 
und müssten daher vermehrter sozialer 
Kontrolle unterzogen werden. 

Eine ähnliche Entwicklung lässt sich 
beim Übergang von der Pflichtschule in 
Ausbildung und Arbeitsmarkt feststel-
len. Die Probleme im Übergang ergeben 
sich, weil in Österreich immer noch 40% 
eines Jahrgangs eine Lehrausbildung 

absolvieren wollen. Gleichzeitig kam es 
in den letzten zwei Jahrzehnten zu  einer  
erheblichen Reduktion der Ausbildungs- 
plätze, sodass etwa in den Ballungs-
räumen viele Jugendliche (oft mit Mig-
rationshintergrund) schwer eine Lehr-
stelle finden und damit von dauerhafter 
Arbeitslosigkeit bedroht sind. In diesem 
Kontext muss man wissen, dass die Ent-
wicklungen auf den Arbeitsmärkten in  
den letzten Jahrzehnten als Verlust niedrig  
qualifizierter Arbeitsplätze interpretiert 
werden (und nicht als verstärkter Wett-
bewerbsdruck durch höherqualifizierte 
ArbeitnehmerInnen nach unten). Die 
Arbeitslosenquote von Pflichtschulab-
solventInnen lag 2015 bei mehr als 26%, 
während bspw. Personen mit einem 
Lehrabschluss ein Arbeitslosigkeitsrisiko  
von 7,8% aufwiesen. So geraten Jugendliche, 
die nach der Pflichtschule nicht (sofort) in  
das Ausbildungssystem eintreten, in den  
Fokus der Politik, obwohl die Rate der 
„frühen Schulabgänger“ eigentlich ab- 
nimmt (zwischen 2001 und 2013 von 9,6%  
auf 7,1%). Schon vor dem Verlassen der  

Schule sollen v.a. schwächere Schüler  
und Schülerinnen durch das Jugendcoa-
ching in das Hilfesystem gelotst werden. 

Zur Bewältigung der Lehrstellenproble-
matik wurde 2008 die international viel 
beachtete Ausbildungs- 
garantie beschlossen, durch die sicher-
gestellt ist, dass Jugendliche, die nicht 
unterkommen, eine Lehre in einer über-
betrieblichen Lehrwerkstätte absolvieren 
können. Durch die Ausbildungsgarantie 
wurde die Lehre de facto durch einen 
öffentlichen Zweig ergänzt. Ab Herbst 
2016 soll die Ausbildungsgarantie in 
eine Ausbildungspflicht für 15- bis 
18-Jährige umgewandelt werden, die 
auch das Jugendcoaching als Pflicht-
beratung umfassen wird und deren 
Nichtbefolgung sanktioniert werden 
kann. Diese Entwicklung zeigt, dass die 
Ungleichheitseffekte weiterhin nicht 
angegangen werden. Vielmehr wird 
versucht, diese über einen zunehmend 
obrigkeitsstaatlichen Zugriff auf jene 
Jugendliche zu lösen, die sich in einem 
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Bildungspfad befinden (Hauptschule, 
arbeitsmarktpolitsche Maßnahmen, ev. 
Lehre), der sie am unteren Ende der 
sozialen Hierarchien einordnen wird. 
Zwangsläufig wird diesen Jugendlichen 
damit signalisiert, dass sie defizitär sind. 

Schlussfolgerung: SOZIALES  
INVESTMENT oder Sozialpolitik

Soziales Investment bietet zwar eine 
argumentative Grundlage zu mehr 
bildungspolitischem Engagement der 
Politik, schränkt aber gleichzeitig die 
Bildungsprozesse auf ihre wirtschaft-
liche Bedeutung ein: Bildung wird in 
erster Linie unter den Gesichtspunkten 
der Rentabilität und Beschäftigungsfä-
higkeit gesehen. Das bedeutet jedoch, 
dass Arbeitsmarktprobleme v.a. über 
eine Anpassung des Humankapitals 
gelöst und so individualisiert werden. 
Öffentliche Investitionen zur Verbesse-
rung der Beschäftigungsnachfrage aus 
sozialökologischer Perspektive oder 
durch Maßnahmen der Arbeitszeitver-

kürzung können nicht durchgesetzt 
werden. Zugleich werden sogenannte 
unproduktive Ausgaben (wie etwa Pen-
sionen) und Umverteilungsmaßnahmen 
gegen Soziales Investment ausgespielt 
und damit zur Kürzungsmasse. Inter-
nationale Vergleiche zeigen aber, dass 
Bildungspolitik alleine eine Reduktion 
von Ungleichheit nicht erreicht. Direkte 
Maßnahmen der sozialstaatlichen Um-
verteilung wären aber wirkungsvoller 
und würden ihrerseits – durch die Re-
duzierung von Armut in der Elterngene-
ration – zu weniger Bildungsungleich-
heit in der Kindergeneration führen. 

Roland Atzmüller ist Assistenzprofessor 
an der Universität Linz mit Arbeitsschwer- 
punkt Veränderungen des Wohlfahrts-
staates und der Sozialpolitik.
 
Alban Knecht ist Projektmitarbeiter an 
der Abteilung Theoretische Soziologie 
und Sozialforschung der Universität Linz 
sowie Lehrbeauftragter an der Hochschule 
München und der FH Campus Wien.

Das Grundrecht auf Bildung hat ein 
ökonomisches Mascherl: Erst Schul-
freifahrten, Schulbeihilfen, gratis 
Schulbücher und der freie Zugang zu 
weiterführenden Schulen brachten be-
gabte Kinder aus einkommensschwa-
chen Familien in die Mittelschulen und 
führten zu einer Bildungsexplosion 
bei Mädchen. Bei annähernd gleich-
bleibender SchülerInnenzahl hat sich 
die Zahl der LehrerInnen seit den 70er 
Jahren verdoppelt, weil mehr höhere 
Schulen besucht werden.
Auch der Zugang zu den Universitäten 
steht nun allen offen, u.a. dank der 
Studienbeihilfe, die 1963 die Privat-
stipendien ablöste.

1971: Soziale  
Aspekte der  
Bildungspolitik
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Sozialstaat und Ehrenamt:
ein komplementäres Verhältnis 

Während Ehrenamtliche immer mehr für Regierung und Ministerien in die Bresche springen, wird weiter an der Demontage 
des Sozialstaates gearbeitet. Was konservative PolitikerInnen als solidarische Selbstverantwortung der BürgerInnen für  
eine bessere Gesellschaft postulieren, ist häufig nur Raubbau an Demokratie und somit letztlich die Erweiterung der Kluft 
zwischen Arm und Reich. p Von Tobias Natter
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Dr. Andreas Khol hat 1999 mit sei-
nem Manifest „Durchbruch zur 
Bürgergesellschaft“ in Österreichs  

Parteienlandschaft und quer über deren  
Trennlinien hinweg für Aufsehen gesorgt; 
auch in den eigenen Reihen. Khols Konzept 
der Bürgergesellschaft adaptierte einen 
angelsächsischen Kommunitarismus und 
verpasste ihm einen österreichischen 
Trachtenjanker. Selbst sollte er sein, der 
Mann aber auch die Frau. Ein scheinbar 
vernünftiger „dritter Weg“ oder auch 
„Weg der Mitte“ wurde dabei angebo-
ten. Nachdem der Realsozialismus sein 
wohlverdientes Ende fand und sein his-
torischer Gegenspieler, der moderne Ka-
pitalismus, sich weiterhin nur von einer 
Krise zur nächsten kämpfte, schien diese 
Synthese gerade recht zu kommen. 

Ab durch die Mitte 
 
Die Dialektik der „Mitte“ also: Was da so 
nach Ratio und Räson klingt, strahlt Si-
cherheit und Standhaftigkeit aus. Wenn 
links und rechts Sackgassen sind, dann 

eben ab durch die vermeintlich sichere  
Mitte. Die Brücke, die hier zwischen markt- 
wirtschaftlichen Interessen und sozialen 
Bedürfnissen gebaut werden soll, ist 
der Versuch, auf das zu reagieren, was 
Thatcher und Reagan in den 80er Jahren 
T.I.N.A. nannten und global installierten. 
„There Is No Alternative“ war das große 
Aufräumen nach der Ölkrise und der ho-
hen Arbeitslosigkeit in den 70er Jahren. 
Privatisierung und weniger Staat anstelle 
John Maynard Keynes. Und ganze Arbeit 
wurde geleistet. Noch immer wird die 
vorherrschende Programmatik des neo- 
liberalen Kapitalismus von politischen 
EntscheidungsträgerInnen meist als 
alternativloses System im wahrsten 
Sinne des Wortes „verkauft“. Vielerorts 
sind die (Staats)Kassen leer und fast 
zwanzig Jahre nach ihrer „Erfindung“ 
macht Khols Bürgergesellschaft, was 
Khol vorgesehen hatte. Sie springt 
dort ein, wo der Staat nicht mehr kann 
oder nicht mehr will. Bildung, Gesund-
heit, und Soziales sind mit finanziellen 
Kürzungen konfrontiert, während der 

Staat sich zurückzieht: „Die Antwort 
ist eine neue Aufgabenteilung mit dem 
Staat: Selbstverantwortliche BürgerIn-
nen nehmen alleine oder mit anderen 
ihr Schicksal selbst in die Hand und 
gestalten die Gesellschaft nach ihren 
Vorstellungen. Die Politik schafft durch 
einen geordneten Rückzug des Staates 
die dafür notwendigen Freiheiten und 
Freiräume, die von den aktiven BürgerIn-
nen wahrgenommen werden. Neben die 
– weiterhin notwendige – verstaatlichte 
Solidarität tritt damit erneut die private 
Solidarität, das private Engagement, die 
„Eigeninitiative”. Einsparungen im sozi-
alen Bereich sind dabei kein Zufall, Khol 
sieht hier kein zentrales Anliegen des 
Staates. „[Die] ursprünglichen Aufgaben 
des Staats [sind] Recht, Ordnung und 
Sicherheit”. 1  
 
Was hier propagiert wird, ist nicht eine 
Alternative zur defizitären Lage einer 
immer ungleicheren Gesellschaft, es ist 
schlicht der Rückzug der Politik aus ihrer 
Verantwortung und die Delegierung ihrer  
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Aufgaben an jene, die diese ehrenamt-
lich, also unentgeltlich, verrichten. Es ist 
nicht die Reaktion auf TINA, es ist ihre 
Fortführung. Dieser staatliche Rückzug 
ist die Auslagerung einer kosteninten-
siven Arbeit, die darüber hinaus gerne 
nach tradierten Mustern ablaufen soll: 
„Letztlich zielt die konservative Inter-
pretation der Gemeinsinn-Debatte auf 
die Restauration von Kernfamilie und 
DienstbotInnengesellschaft sowie auf 
eine weitere Demontage des Sozialstaats 
ab und nicht auf die Umverteilung von 
sozialer Verantwortung zwischen den 
Geschlechtern und ein neues Verhältnis 
von gesellschaftlicher Solidarität, in dem 
die Gleichwertigkeit der Geschlechter 
mitgedacht ist.“2 Solidarität und Ehren-
amt sind ohne Zweifel wichtige Stützen 
einer jeden Demokratie. Anstatt jedoch 
budgetäre Defizite im Sozialwesen zu 
beleuchten und deren Ursachen zu 
hinterfragen, wird ersatzweise Freiwilli-
genarbeit beansprucht. Der so wichtige 
Einsatz der HelferInnen und ihr Engage-
ment wird somit missbraucht.

Flüchtlingskrise und  
Sonderrichtlinie
 
Aktuelles Beispiel hierfür ist selbstver-
ständlich der phlegmatische Umgang 
der österreichischen Regierung mit den 
hunderttausenden Transitflüchtlingen, 
die seit 2015 an Österreichs Grenzen und 
Bahnhöfen ankommen. Apathisch, wie 
schockgefroren stand sie als vollkom-
men überforderte Akteurin neben sich 
und der „Krise“ und beobachtete diese 
ungläubig. Sich ihrer Zuständigkeit 
entziehend – in diesem Land ist für die 
Betreuung von Flüchtlingen das Innen-
ministerium verantwortlich – blickte sie 
auf ihr beeindruckendes Surrogat, das 
als Notbehelf um Unterstützung gebeten 
wurde. NGOs und Privatpersonen nah-
men sich in einem beispiellosen solida-
rischen Kraftakt der von der Regierung 
ignorierten Aufgaben an und stemmten 
schier Unmögliches mit Spenden und 
einer gehörigen Portion Zivilcourage. 
 

Dem nicht genug, sorgt das kürzlich for-
mulierte Vorhaben von Innenministerin 
Mikl-Leitner, alle Gelder, welche für die 
Betreuung der Flüchtlinge an die jeweili-
gen NGOs gespendet wurden, einzufor-
dern, für Empörung. Von „Bösartigkeit“, 
„Kulturbruch“, „Griff in die Tasche der 
SpenderInnen“ und „Zechprellerei“ ist 
die Rede. Begründung dieser Maßnahme 
ist indes eine Sonderrichtlinie, nach der 
„grundsätzlich nur jene Kosten förder-
bar sind, die nicht durch Zuwendungen 
Dritter (insbesondere Spenden) abge-
deckt sind“. Der Geschäftsführer des 
Fundraising Verband Austria, Günther 
Lutschinger, weiß über diese Sonderre-
gelung natürlich Bescheid, stellt jedoch 
ihre Rechtskonformität in Frage: Natür-
lich hätten die NGOs die Sonderrichtlinie 
und den darin fixierten Spendenabzug 
gekannt – aber der sei im Fall der 
Flüchtlingshilfe völlig unangebracht. 
Schließlich seien Flüchtlingshilfe und 
deren Finanzierung Staatsaufgabe – 
„aber der hat da versagt und die NGOs 
gebeten zu helfen. Und die sind dann für 
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den Staat in Vorlage getreten.“ Kurzum: 
Der Staat habe seine Aufgaben nur aus- 
gelagert. „Das ist Missbrauch des Spenden- 
gedankens. Genauso gut könnten die 
Spender ihren Beitrag gleich ans Innen-
ministerium überweisen.“3 

Almosen im Namen der Austerität

Das Schema einer Almosengesellschaft 
zeichnet sich ab. Khols Bürgergesell-
schaft stärkt nur jene, die auf Grund ihrer 
abgesicherten Position innerhalb einer 
Gemeinschaft diese Tätigkeiten auch im 
Stande sind auszuführen; wenn sie denn 
wollen. Kranke, arme oder alte Menschen 
verfügen häufig nicht über diese Option. 
Eine weitere Entscheidungshoheit liegt 
und bleibt also bei wohlhabenderen Per-
sonen. Derartige Solidarität führt nicht 
zu einer gerechteren Gesellschaft, im 
Gegenteil, sie konserviert ein christlich-
„soziales“ Weltbild, in dem benachtei-
ligte Menschen zu Almosenempfängern 
degradiert werden und vom Willen und 
der Nächstenliebe einer ökonomischen 

Elite abhängig gemacht werden – wäh-
rend Staat und Politik sich im Namen der 
Austerität ihrer Verantwortung entziehen. 

Tobias Natter hat Internationale Entwick-
lung studiert und lebt als freier Journalist in 
Wien.

1 Kohl, 1999, S. 97 Khol, Andreas (1999) Durch-
bruch zur Bürgergesellschaft. Ein Manifest, Wien
2 Jung, 1995 Jung, Därthe (1995) Gemeinschaft 
und Geschlechterdemokratie; in: Fechter,            
M. (Hg)  Mut zur Politik Und politischen  
Verantwortung ,Frankfurt/Main
3 http://derstandard.at/2000033283916/
Fluechtlingshilfe-Bund-will-Spenden-abkassieren  

 
 

Mit vier Jahren Verspätung setzt 
auch Österreich 2004 die Richtlinie 
um. Obwohl mangelhaft ist die Um-
setzung trotzdem ein rechtlicher  
Meilenstein gegen Diskriminierung 
aufgrund des Geschlechts, des  
Alters, der ethnischen oder Religions- 
zugehörigkeit sowie aufgrund der 
sexuellen Orientierung.
 
Erst infolge dieser Richtlinie werden 
Maßnahmen wie die Väterkarenz, die 
Förderung von Frauen in Spitzen-
positionen, die soziale Absicherung 
von Frauen und das Schließen der 
Einkommensschere gestartet.

2004: Österreich  
setzt die EU-Richtlinie 
zur Gleichbehandlung 
im Beruf um
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Kein Sozialstaat 
hinter Festungsmauern

Sklavenarbeit, Umweltverschmutzung und Perspektivenlosigkeit am anderen Ende der Welt, Billigprodukte im Sozialstaats-
paradies bei uns? Der populistische Abwehrkampf gegen die Migration nach Europa beruht auf der Illusion, dass wir einfach 
so weitermachen können wie bisher. p Von Georg Maißer
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Warum kümmert es uns, wie 
Menschen in anderen Ländern  
leben? Ist nicht jede/r des 

eigenen Glückes Schmied? Wer über die 
weltweite Ungleichheit nachdenkt, gerät 
schnell in prinzipielle Diskussionen über  
die Vor- und Nachteile von Entwicklungs- 
zusammenarbeit, über Freihandel, Kapi-
talismus, Korruption, Rohstoffe und  
Kapitalflüsse.

Wer ist schuld?

Analysen und Rechtfertigungen laufen 
dabei oftmals auf zwei Gegenpositionen  
hinaus: Entweder wird die aktuelle Situa- 
tion als bedauerliches, aber doch letztlich  
notwendiges Produkt grundsätzlicher 
Unterschiede zwischen Menschen und  
Kulturen dargestellt. Oder aber sie wird  
als historisches Ergebnis von fortgesetzt 
ungerechten Rahmenbedingungen ge-
sehen, die auch anders, also gerecht(er), 
sein könnten. Diese vermeintlich aka-
demischen Diskussionen könnte man 
endlos fortführen, vielleicht verbunden 

mit der mehr oder weniger berechtigten 
Hoffnung auf die nachhaltigen Entwick- 
lungsziele der UNO – dann würde im Jahr  
2030 endlich niemand mehr hungern.

Doch werden wir bei unseren Überle-
gungen gerade von der Realität ein-
geholt, weil wir einen Faktor ignoriert 
haben: die Zeit. Nämlich die Lebenszeit, 
die Menschen nicht im Überfluss haben 
und daher nicht untätig im Elend und 
ohne Hoffnung verbringen können.
Das betrifft junge Menschen, die eine 
Ausbildung, aber keinen Job und daher 
keine Aussicht auf eine Familie haben; 
Kinder, die in Flüchtlingslagern keine 
Schule besuchen können; Männer und 
Frauen, die aus ihrem Berufsleben geris-
sen wurden und in Ländern und Lagern 
sind, wo sie das Schicksaal von Hundert-
tausenden teilen: Von der unsicheren 
Versorgung mit Lebensmitteln abhängig 
zu sein, ohne die Hoffnung, durch eigene 
Initiative etwas für sich und die eigenen 
Kinder schaffen zu können.

Initiative statt Resignation

In diesen Situationen brechen jene, die 
noch Verantwortung für sich und ihre 
Familie übernehmen wollen und können, 
auf, um anderswo doch noch die Chance 
auf ein besseres Leben zu bekommen. 
Die Menschen haben mittlerweile die 
Möglichkeit, über das Internet ihr Leben 
mit unserem zu vergleichen. Sie wissen,  
dass 20 Prozent der Menschen auf dieser  
Welt 80 Prozent der Rohstoffe verbrau-
chen. Die große Mehrheit wird sich das 
nicht auf Dauer gefallen lassen. Noch 
dazu, wo bereits jetzt aufgrund unserer 
Übernutzung pro Jahr die Ressourcen 
von eineinhalb „Planeten“ verbraucht 
werden und daher ein „Leben wie bei 
uns“ schon rein technisch nicht für alle  
machbar wäre. 
Appelle an Geduld werden immer un-
glaubwürdiger, je öfter sich Zusagen 
einer fairen Zusammenarbeit als leere 
Versprechungen entpuppen. So wird  
die weltpolitische Lage offensichtlich 
immer instabiler. Menschen gehen zum 
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(vermeintlich) guten Leben, weil es nicht 
zu ihnen kommt. Aber die Abwehrhal-
tung gegen Migration – und vor allem 
die offene Feindschaft gegenüber „Wirt-
schaftsflüchtlingen“ – wird stärker.

Zum Scheitern verurteilter  
Mauerbau

Im Westen wächst die Bereitschaft, die 
offensichtliche Ungerechtigkeit auch 
mit Gewalt zu verteidigen. Ob der jetzt 
in Gang gesetzte Mauerbau in der Lage 
sein wird, die Menschen davon abzuhal-
ten nach Europa zu kommen, wird sich 
noch zeigen. Doch fest steht, dass selbst 
der kurzfristige „Erfolg“ dieses Modells 
einen hohen Preis hat. 

Die ersten Leidtragenden sind Kriegs-
flüchtlinge und andere Vertriebene.  
Aber erinnern wir uns auch, wie gering 
die Unterstützungsbereitschaft unserer 
Bundesregierung war, als es galt, auch 
nur ein paar Euro pro Flüchtling auszu-
geben, als diese noch in Camps im  

Libanon oder in der Türkei saßen; und wie 
hartnäckig die Regierungen in Österreich 
und Deutschland auf Dublin pochten, als 
nur die europäische Peripherie, vor allem 
Griechenland und Italien, mit den an-
kommenden Flüchtlingen zu tun hatte. 
Erst als sich die menschlichen Tragödien 
hier, in einem Lieferwagen auf der öster-
reichischen Autobahn, ereigneten, wurde 
das zuvor noch hochgehaltene Dublin 3 
Abkommen plötzlich zum Problem. 

Es ist also davon auszugehen, dass ein 
Erfolg der Mauer zu sofortiger Rückkehr 
der Passivität führen würde. Die mit west- 
lichen Waffen geführten Kriege, die mit  
Geld aus Öl- und Rohstoffhandel befeuer- 
ten Konflikte würden uns wieder nichts 
angehen.  

Archaische Abgrenzungsmuster werden 
benutzt, um zwischen gut und böse, 
weiß und schwarz, uns und ihnen zu un-
terscheiden. Rassismus, Xenophobie und 
ein umfassender Diskurs der Abwertung 
und Entmenschlichung jener, die mit 

ihrer Armut vermeintlich unseren Wohl-
stand bedrohen, werden sich vermutlich 
weiter verschärfen. 

Kein Sozialstaat in der Festung

Manche PublizistInnen meinen, „Migration 
und Sozialstaat sind unvereinbar“, und 
freuen sich darüber, weil sie seit Jahren 
gegen beides kämpfen. Der Rechtsruck  
richtet sich daher nur in einer ersten  
Stufe gegen die MigrantInnen. Die zweite  
Stufe der Eskalation folgt unmittelbar  
darauf und es ist, wie überall, wo Rechts-
populistInnen an die Macht gekommen 
sind, mit dem Abbau des Sozialstaates 
auch für die Mittelschicht zu rechnen. 
Einen Sozialstaat hinter Festungsmauern 
wird es nicht geben.

Globale Solidarität  
statt Festung Europa

Die Antwort auf die Krisen kann kein 
Zurück zu einer verklärten homogenen 
Nationalkultur sein, sondern nur die 
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mutige Gestaltung eines neuen Gemein-
wesens, in denen Menschen in Vielfalt, 
aber mit gleichen Rechten und Chancen 
leben können. 

Das erfordert erstens das klare Bekennt-
nis zu Solidarität und Menschenrechten 
als Grundlage einer friedlichen Welt. 
Österreich muss seine völkerrechtlichen 
Verpflichtungen erfüllen und offen blei-
ben für Schutzsuchende.
Zweitens braucht es Bescheidenheit, 
denn auch das Helfersyndrom ist eine 
Form von Überheblichkeit. Niemand 
ist für das ganze Elend der Welt alleine 
verantwortlich, Österreich kann aber die 
Lage mit gutem Willen, ohne Hysterie 
und ohne Recht und Ordnung über Bord 
zu werfen, bewältigen. 
Drittens schließlich braucht es den viel 
entschiedeneren Einsatz Österreichs und 
Europas für eine neue Wirtschaftsord-
nung. Es braucht keine Festungen gegen 
Menschen, sondern klare Regeln gegen 
eine ungezügelte Weltwirtschaft, die 
dem exklusiven Interesse einer verschwin-

dend kleinen reichen Minderheit dient: 
Austrocknung der Steueroasen, strenge 
Einschränkungen von Waffenexporten 
und Finanzmärkten und ein Ende von 
als Freihandel maskiertem Sozial- und 
Umweltdumping. Das würde es BäuerIn-
nen, FischerInnen, IndustriearbeiterInnen 
und Gewerbetreibenden ermöglichen, 
in ihren Ländern ein gelungenes und 
würdiges Leben zu führen – kurzum, all 
dies bekämpft die Migrationsursachen 
vor Ort.
 
Nach dem Zweiten Weltkrieg gab es  
bei uns einen Konsens, Frieden und 
Menschenrechte zur Grundlage des 
Zusammenlebens auf diesem Planeten 
zu machen. Bis heute ist eine derartige 
visionäre Politik allemal realistischer als 
ein Festungsbau in Zeiten der Globali-
sierung.  

 
Georg Maißer ist verantwortlich für die 
Medienarbeit der Grünen Bildungswerk-
statt.

Der freie Dienstvertrag regelt 
erstmals die bisher sehr unsiche-
ren Bedingungen für die „Neuen 
Selbstständigen“ in prekären und 
atypischen Dienstverhältnissen. Den 
lebenslangen 40-Stunden-Job gibt 
es kaum mehr, statt dessen häufige 
Berufswechsel.
Zur Unterstützung des lebenslangen 
Lernens wird schon 1998 die Bil-
dungskarenz geschaffen, seit 2000 
besteht die Möglichkeit eines glei-
tenden Übergangs in die Pension, 
die Altersteilzeit. Auch das Abferti-
gungssystem, als Unterstützung in 
der Arbeitslosigkeit gedacht, wird 
an die neuen Umstände angepasst.

2008: Auskommen  
jenseits der Normal-
arbeitsverhältnisse 
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Solidarisch 
durch die Krise

Politisch, ökonomisch und gesellschaftlich ist in Griechenland in den letzten Jahren kein Stein auf dem anderen geblieben. 
Das Land hat seit 2008 mehr als ein Viertel seiner Wirtschaftsleistung verloren. 25 Prozent der Bevölkerung sind arbeitslos, 
bei jungen Menschen ist es mehr als die Hälfte.  p Von Lisa Mittendrein
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Hunderttausende haben in den 
letzten Jahren das Land ver-
lassen. Mehr als ein Drittel der 

Bevölkerung lebt in Armut oder ist  
von Armut bedroht. Hunderttausende 
Familien leben ohne Heizung, Strom  
und oft auch ohne ausreichend Essen.
All das kam nicht überraschend. Die 
Zerschlagung der Arbeitsrechte, der 
Angriff auf den Sozialstaat, die Sen-
kung der Löhne und die Entrechtung 
weiter Teile der Bevölkerung waren das 
explizite Ziel der Troika-Programme, die 
die griechischen Regierungen gefügig 
umsetzten. Unter dem Vorwand der 
Budgetsanierung sollte aus Griechen-
land ein neoliberales Experimentierfeld 
werden: Ein neuer Typ Staat, der noch 
besser die Interessen der Eliten vertritt 
und ein neues Wirtschaftsmodell, das 
auf gesteigerter Ausbeutung basiert.
Doch die griechische Bevölkerung leistet 
seit 2010 Widerstand. Im Frühsommer 
2011 verdichteten sich Streiks, Demons-
trationen, Arbeitskämpfe und lokale 
Proteste in den Platzbesetzungen. 

Syntagma, der zentrale Platz vor dem 
Parlament in Athen, wurde zum Symbol 
des Widerstands gegen die Krisenpolitik. 
Die Bewegung erreichte ganz Griechen-
land, es gab Besetzungen in dutzenden 
Städten und hunderttausende Men-
schen, die zuvor noch nie demonstriert 
hatten, gingen gegen die herrschende 
Politik auf die Straße. 
Ausgehend von den Platzbesetzungen 
und den verschiedenen Protestbewe-
gungen entfaltete sich eine enorme po-
litische Dynamik. Die Menschen gingen 
von den Plätzen in die Nachbarschaften. 
Innerhalb weniger Jahre entstanden 
tausende selbstverwaltete Projekte und 
Solidaritätsinitiativen. Sie arbeiten daran, 
gemeinsam die Krise zu bewältigen und 
von unten etwas Neues aufzubauen. 

Individuelle Not politisieren

Die Initiativen sind vielfältig. Nachdem 
das öffentliche Gesundheitssystem in der  
Krise teilweise zusammengebrochen war, 
entstanden dutzende Solidaritätskliniken 

und -apotheken. Da über ein Drittel der 
Bevölkerung nicht mehr versichert ist 
und die Sozialversicherung den Spitälern 
und Apotheken Leistungen nur noch 
teilweise ersetzt, haben viele Menschen 
keinen Zugang mehr zu notwendigen  
medizinischen Leistungen. In den 
Solidaritätskliniken arbeiten die Mitar-
beiterInnen, PflegerInnen und ÄrztInnen 
oft ehrenamtlich, die Arbeit wird durch 
Spenden finanziert und zum Teil durch 
internationale Solidaritätskampagnen 
unterstützt. Auch andere Initiativen 
versuchen, über direkte Hilfe die un-
mittelbare Not zu lindern. Projekte wie 
soziale Küchen oder die Verteilung von 
Essensspenden sind jedoch oft mehr als 
klassische Wohltätigkeit. Sie funktionie-
ren nach dem grundlegenden Prinzip 
der Solidarität: dem gemeinsamen 
Handeln auf Basis des Bewusstseins, 
auf derselben Seite zu stehen. Viele der 
Initiativen verteilen nicht nur Lebens-
mittel, sondern bieten auch Raum zur 
Selbstorganisation, zum Austausch und 
zur gegenseitigen Beratung. Auf diese 
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Weise wirken sie der Vereinsamung in 
der Armut entgegen. Die persönliche, 
individuelle Not wird politisch. 

Ebenfalls mit Lebensmitteln arbeiten 
Gemeinschaftsgärten und urbane Land-
wirtschaft. Sie versorgen ihre Mitglieder 
oder zugehörige soziale Zentren, in ih-
nen wird aber auch landwirtschaftliches 
Arbeiten erlernt. Initiativen wie „Märkte 
ohne Mittelsmann“ wickeln den Verkauf 
von Lebensmitteln direkt zwischen 
BäuerInnen und KonsumentInnen ab 
und umgehen so den teuren Einzelhan-
del. Tauschkreise und Zeitbanken setzen 
Menschen direkt in wirtschaftliche Bezie-
hung zueinander und hinterfragen, wie 
Wert durch Preise ausgedrückt wird. 
Schenkläden, -märkte und -plattformen 
vermitteln die kostenlose Weitergabe 
von Dingen. Wer überflüssige Kleidung, 
Geräte, oder Ähnliches hat, verschenkt 
sie – wer diese Dinge braucht, holt sie 
sich ohne Gegenleistung ab. 
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Auch selbstverwaltete soziale Zentren,  
sogenannte Stekia, sind Zeichen prak- 
tischer Solidarität und erproben ein  
neues Miteinander. Stekia werden meist  
besetzt oder günstig gemietet und 
kollektiv als Nachbarschaftszentrum 
geführt. Die Vielfalt der dortigen Ak-
tivitäten ist riesig und reicht vom Café 
und Unterhaltungsprogramm bis hin zu 
Kinderbetreuung, Sprachkursen oder 
anderen Freizeitaktivitäten. 

Von besonderer Bedeutung sind außer-
dem die zahlreichen Kooperativen und  
selbstverwalteten Betriebe. Das europa-
weit bekannteste Beispiel ist die Fabrik 
Vio.Me, die von den ArbeiterInnen 
übernommen wurde und wo heute 
ökologische Reinigungsmittel produziert 
werden. Daneben existieren unzählige 
landwirtschaftliche Kooperativen sowie 
kollektiv geführte Läden und Lokale, die 
alle mit der Logik des konventionellen 
UnternehmerInnentums brechen. 

„Es sollte uns nicht geben ...“

Die Solidaritätsinitiativen versuchen die 
Folgen der Krise zu lindern, verstehen 
sich aber auch als politische AkteurInnen.  
Spricht man mit AktivistInnen, so hört 
man oft: „Eigentlich sollte es uns gar 
nicht geben.“ Denn die Versorgung der  
Menschen mit den notwendigsten Gütern  
und Leistungen sollte gesellschaftliche 
Verantwortung sein. Die Initiativen tun, 
was sie müssen, weil der Staat versagt, 
aber ihre politischen Ziele gehen weit 
darüber hinaus. Somit wirken die Initia- 
tiven nicht nur direkt über Hilfe und 
Selbsthilfe, sondern schaffen auch Auf- 
merksamkeit für gesellschaftliche Pro-
bleme. Die Solidaritätskliniken stellen 
nicht nur Krankenversorgung bereit, 
sondern kämpfen auch für ein anderes 
Gesundheitssystem. Sie kritisieren die 
Kürzungen und die neoliberale Umge-
staltung der sozialen Sicherungssysteme. 
Aber sie wollen auch nicht bloß zurück 
zum traditionellen, oft paternalistischen 

Mit der Kindergartenpflicht für 5-  
bis 6-Jährige wird auch ein Jahr  
Betreuung kostenlos. Ziel ist weniger 
eine Entlastung der berufstätigen 
Eltern (nur Vormittagsbetreuung) 
als die Förderung des Kindergartens 
als Bildungseinrichtung.

Im gleichen Jahr macht Wien die  
ganztägigen Kindergartenplätze  
für Kinder unter sechs Jahren  
gänzlich beitragsfrei.

2009: Das Gratis  
Kindergartenjahr 
wird eingeführt
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Wohlfahrtsstaat. Sie zeigen, dass es auch 
anders gehen kann: Emanzipatorischer 
und demokratischer für MitarbeiterInnen,  
PatientInnen und Angehörige. Ähnliches 
gilt für Initiativen in anderen Bereichen. 
Viele Gemeinschaftsgärten und land-
wirtschaftliche Kooperativen wollen 
nicht nur Selbstversorgung betreiben, 
sondern aktiv an der Veränderung der 
Nahrungsmittelproduktion mitwirken. 
Die selbstverwalteten Betriebe rütteln 
an den ideologischen Grundfesten des 
Kapitalismus, wenn sie Eigentum kollekti-
vieren und die Geschäftsführung demo- 
kratisieren. Und die sozialen Zentren 
weisen auf die Notwendigkeit nicht-
kommerzieller Räume und kollektiver 
Organisation und Unterstützung hin.  
Sie zeigen, wie gemeinsames Gestalten 
in der Nachbarschaft möglich ist. 

Die solidarischen Projekte bilden heute 
in Griechenland eine Infrastruktur der 
Alternativen. Sie helfen den Menschen, 
die Krise zu bewältigen – und zwar nicht  
alleine, sondern in Form kollektiver 

Selbsthilfe. Für viele Beteiligte bedeuten  
die Initiativen Selbstermächtigung, 
Emanzipation sowie die Aneignung 
von Wissen und Raum. Durch ihre 
Verankerung in den Nachbarschaften 
eröffnen sie weit über ihre eigenen 
Mitglieder hinaus Perspektiven einer 
anderen Gesellschaft. Sie schaffen neue 
Formen der Gemeinschaft, die gerade 
in der Krise Zugehörigkeit und Rück-
halt bieten. Durch ihre Arbeit machen 
die Solidaritätsinitiativen deutlich, dass 
Arbeitslosigkeit, Armut und Not nicht 
die Folge individuellen Scheiterns sind, 
sondern gesellschaftliche Probleme. Und 
ihre Erfahrungen können uns auf der 
Suche nach neuen Formen der sozialen 
Sicherheit voranbringen. 

Lisa Mittendrein arbeitet bei Attac  
Österreich als Referentin für Finanz-
märkte, Eurokrise und Steuern.

BUCHTIPP:

Lisa Mittendrein 
Solidarität ist alles, 
was uns bleibt. 
Solidarische 
Ökonomie in der  
griechischen Krise. 
AG Spak, 2013
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Der Sozialstaat hat geschafft, was davor  

undenkbar war: Ein gutes, abgesichertes  

Leben von der Geburt bis zum Tod, und  

zwar nicht nur für eine winzige Minderheit  

der Privilegierten, sondern für fast alle.  

Viele der Errungenschaften sind heute  

selbstverständlich: Bezahlter Urlaub, kosten- 

lose Schulbildung, leistbare Kranken- und 

Unfallversicherung. Doch all das waren  

zuerst einmal unerhörte, unrealistische, ja 

unvernünftige Forderungen, bis sie umge- 

setzt wurden. Die Zeiten, das Umfeld, die  

Sorgen der Menschen ändern sich, aber  

was gleich bleibt ist, dass ein moderner,  

nachhaltiger und vielfältiger Sozialstaat  

auch weiterhin die beste Garantie einer  

selbstbestimmten und freien Zukunft für  

alle ist. 

SOLIDARISCH UND 

SELBSTBESTIMMT 

DIE NEUEN CHANCEN 

DES SOZIALSTAATS


